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Vorblatt 


Verbesserung des Bundeskindergeldgesetzes 

(Antrag der Abgeordneten Frau Stommel, Dr. Götz r 
Frau Schroeder [Detmold], Burger, Baier, Vogt, 
Winkelheide und der Fraktion der CDU/CSU) 


A. Problem 

Eine Anhebung der Kindergeldsätze für das vierte und die 
weiteren Kinder ist dringend erforderlich, nachdem durch das 
Zweite Gesetz zur Änderung und Ergänzung des Bundeskinder- 
geldgesetzes vom 16. Dezember 1970 eine Anpassung der Sätze 
an die wirtschaftliche Entwicklung nicht erfolgt ist. 


B. Lösung 

Der Gesetzentwurf sieht die Anhebung der Kindergeldsätze ab 
viertem Kind um je 10 DM vor. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Der jährliche Finanzbedarf für die vorgeschlagene Maßnahme 
beläuft sich auf 150 Millionen DM. Die Kosten für 1971 belaufen 
sich auf 75 Millionen DM. Die Finanzierung ist sichergestellt, 
weil die Ansätze für das Kindergeldgesetz in der mittelfristigen 
Finanzplanung nicht voll ausgeschöpft werden, weil die der- 
zeitigen Geburtenzahlen erneut unter den Vorausschätzungen 
liegen und weil der Finanzbedarf für die Anhebung der Ein- 
kommensgrenze für das zweite Kind niedriger liegt als voraus- 
geschätzt wurde. 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 




Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2267 


Sachgebiet 85 


Antrag 

der Abgeordneten Frau Stommel, Dr. Götz, Frau Scbroeder 
(Detmold), Burger, Baier, Vogt, Winkelheide und der Fraktion 

der CDU/CSU 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung des 
Bundeskindergeldgesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Das Bundeskindergeldgesetz vom 14. April 1964 
(Bundesgesetzbl. I S. 265), zuletzt geändert durch das 
Zweite Gesetz zur Änderung und Ergänzung des 
Bundeskindergeldgesetzes vom 16. Dezember 1970 
(Bundesgesetzbl. I S. 1725), wird wie folgt geändert: 

§ 10 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Das Kindergeld beträgt für das zweite Kind 
25 Deutsche Mark, für das dritte Kind 60 Deutsche 


Mark, für das vierte Kind 70 Deutsche Mark, für das 
fünfte und jedes weitere Kind je 80 Deutsche Mark 
monatlich." 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Juli 1971 
in Kraft. 


Bonn, den 8. Juni 1971 


Frau Stommel 
Dr. Götz 

Frau Schroeder (Detmold) 
Burger 
Baier 
Vogt 

Winkelheide 

Dr. Barzel, Stückten und Fraktion 
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Begründung 


Die CDU/CSU-Fraktion hält die Anhebung der Kin- 
dergeldsätze für das vierte Kind sowie für das fünfte 
und die weiteren Kinder ab 1. Juli 1971 für unerläß- 
lich, um sicherzustellen, daß die Leistungen für kin- 
derreiche Familien im Rahmen der finanziellen Mög- 
lichkeiten an die wirtschaftliche Entwicklung ange- 
paßt werden. Grundsätzlich ist die CDU/CSU-Frak- 
tion der Auffassung, daß die Leistungen im Familien- 
lastenausgleich wesentlich stärker ausgebaut wer- 
den müssen — auch im Hinblick auf den bedroh- 
lichen Geburtenrückgang. Zur Zeit muß sie sich aber 
auf einen Vorschlag beschränken, der sich innerhalb 
des Rahmens der mehrjährigen Finanzplanung hält. 

Finanzielle Auswirkungen 

Es ist schon jetzt erkennbar, daß der Finanzbedarf 
für die Anhebung der Einkommensgrenze beim 


Zweitkindergeld niedriger ausfällt als bisher ge- 
; schätzt wurde. Darüber hinaus sind die Geburten- 
j zahlen weiter rückläufig, so daß sich auch hier eine 
Entlastung des Haushalts ergibt. Der Finanzbedarf 
von jährlich 150 Millionen DM — für das zweite 
Halbjahr 1971 von 75 Millionen DM — ist damit 
sichergestellt, ohne daß eine Erhöhung der Aus- 
gabeansätze für das Kindergeldgesetz in der mittel- 
fristigen Finanzplanung von 

3,29 Milliarden DM 1971 

3,39 Milliarden DM 1972 

3,50 Milliarden DM 1973 

3,62 Milliarden DM 1974 

notwendig ist. 
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